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I. Anfrage 

Angesichts der zunehmend aggressiveren Steuerkonkurrenz und des wachsenden internationalen 

und interkantonalen Drucks braucht es dringend eine Reform der Unternehmensbesteuerung. Es 

müssen kurz- und mittelfristig international nicht angreifbare Steuermodelle implementiert werden. 

Während die Nachbarkantone Waadt, Genf, Neuenburg und Wallis vorwärts machen, scheint sich 

Freiburg in grossen, aber leeren Worten zu ergehen. Die im Schlussbericht des Staatsrats 

«Steuererleichterungen und andere Wirtschaftsförderungsmassnahmen» im Juli 2013 vorgestellte 

Reform ist eine zielführende Strategie, die jetzt umgesetzt werden sollte. Attraktive 

Rahmenbedingungen für die KMU und die Firmen, die nachhaltig wertschöpfungsintensive 

Arbeitsplätze schaffen, sind ein Garant für den Fortbestand der Unternehmen und des Wohlstands 

unseres Kantons. Ohne rasches Handeln des Kantons bleiben alle seine Anstrengungen für 

attraktive Arbeitsplätze erfolglos, wo doch Freiburg dringend wertschöpfungsintensive 

Arbeitsplätze brauchen würde. Letztlich wird dies auf seine Finanzen zurückfallen. Der Kanton 

Neuenburg seinerseits konnte im Zuge seiner attraktiven Unternehmenssteuerreform sogar um 50 % 

höhere Einnahmen verbuchen.  

Der Staatsrat ergeht sich in Erklärungen zur Senkung des Gewinnsteuersatzes für die Unternehmen, 

macht aber keinerlei konkrete Vorschläge dazu. Es scheint mir sinnvoll, dass der Staatsrat diese 

Reform steuert. Angesichts seiner Passivität könnte jedoch der Grosse Rat das Kommando 

übernehmen. Für die gesunde Wirtschaft unseres Kantons ist rasches Handeln gefragt. Die 

abwartende Haltung des Staatsrats gefährdet die Freiburger Arbeitsplätze, und die wirtschaftlichen 

und finanziellen Auswirkungen sind zu schwerwiegend, um einfach untätig zu bleiben.  

Ich stelle dem Staatsrat somit folgende Fragen: 

1. Einheitssatz, Lizenzboxen, …, wurde ein konkreter Massnahmenplan zur Umsetzung der 

Steuerreform ausgearbeitet? 

2. Wenn ja, welche Massnahmen enthält er und wann werden sie bekannt gegeben und dann 

umgesetzt? 

13. Juni 2014 

 

 

II. Antwort des Staatsrats 

Der Staatsrat möchte einleitend Folgendes festhalten: 

Angesichts der internationalen Kritiken an gewissen kantonalen Steuerstatus und der 

Steuermodalitäten der Principalgesellschaften auf Bundesebene werden diese Nischen aus der 
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schweizerischen Steuerlandschaft verschwinden. Gesellschaften, die von solchen Steuervorteilen 

profitieren, müssen mit einer massiven Steuersatzerhöhung rechnen, so dass sie nach Alternativen 

suchen. Sie könnten versucht sein, einen Teil oder ihre gesamte Aktivität ins Ausland zu verlagern.  

Da diese Gesellschaften auch wichtige Arbeitgeber sind und einen massgeblichen Beitrag an die 

Steuereinnahmen von Bund und Kantonen leisten, hätte dies, wenn es dazu kommen sollte, grosse 

finanzielle Einbussen für die Gemeinwesen zur Folge und es würden zahlreiche Arbeitsplätze 

verloren gehen. Eine solche Entwicklung wäre auch nicht ohne negative Folgen auf die im Rahmen 

des Finanzausgleichs verfügbaren Mittel. 

Demnach ist der Staatsrat der Auffassung, dass es die Unternehmenssteuerreform III (USR III) 

braucht und diese folgende Ziele verfolgen muss:  

> steuerliche Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Schweiz zur Förderung von Wohlstand und 

Beschäftigung bewahren und stärken;  

> Steuereinnahmen zumindest auf ihrem gegenwärtigen Stand halten; längerfristig höhere 

Einnahmen generieren; die Auswirkungen auf den Finanzausgleich des Bundes müssen geprüft 

und berücksichtigt werden; 

> letztlich Umsetzung eines international anerkannten Steuersystems, damit dessen Stabilität 

langfristig gewährleistet ist.  

Der Staatsrat setzt sich übrigens bereits seit einiger Zeit mit der USR III auseinander. Er hat seine 

Stellungnahme zu mehreren diesbezüglichen Vernehmlassungen abgegeben und auch seine Absicht 

bekundet, die Aufgabe der kantonalen Steuerstatus mit zwei strategischen Massnahmen zu 

kompensieren, nämlich i) mit einer kantonalen Gewinnsteuersatzsenkung und ii) mit der 

Einführung von neuen Sonderregelungen, insbesondere den Lizenzboxen. Im September 2013 

unterbreitete er dem Grossen Rat seine Antwort auf die Motion «Innovations- und 

Technologieförderung», die er zur Annahme empfahl. Der Grosse Rat folgte dem Antrag des 

Staatsrats und hiess die Motion gut, wobei er dem Staatsrat einen gewissen Handlungsspielraum 

einräumte. Der Staatsrat hat sich über seinen Finanzdirektor in einem Podiumsgespräch mit der mit 

diesem Geschäft befassten Bundesrätin am 27. Mai 2014 erneut zu den Konsequenzen und seiner 

Strategie bezüglich der USR III geäussert, und er hat auch einen grossen Teil seiner Klausurtagung 

vom 1. Juli 2014 dieser Frage gewidmet.  

Nach diesen einleitenden Bemerkungen antwortet der Staatsrat wie folgt auf die gestellten Fragen:  

1. Einheitssatz, Lizenzboxen, …, wurde ein konkreter Massnahmenplan zur Umsetzung der 

Steuerreform ausgearbeitet? 

Der Staatsrat hat im Rahmen der USR III zahlreiche Massnahmen geprüft. Es wurden verschiedene 

Szenarien ausgearbeitet um festzustellen, wie sich diese Massnahmen auf die Steuereinnahmen 

auswirken könnten. Es bleiben gegenwärtig aber immer noch grosse Ungewissheiten. So ist 

beispielsweise die internationale Akzeptanz der Lizenzboxen nicht vorbehaltlos. Ihre Merkmale und 

ihr Geltungsbereich sind noch nicht bekannt, so dass sich ihre Auswirkungen auf die kantonalen 

Steuereinnahmen nur schwer schätzen lassen.  

Die Auswirkungen der USR III auf den Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen müssen 

ebenfalls noch geklärt werden. Nach ersten Schätzungen des Bundes und ausgehend vom 

Inkrafttreten der USR III im Jahr 2018 könnten unserem Kanton mit Zeithorizont 2022 

Einnahmeneinbussen in der Grössenordnung von 11 bis 78 Millionen Franken drohen.  



Staatsrat SR 

Seite 3 von 3 

 

Die Gesamtkosten der Reform und die Höhe des zu Lasten des Bundes gehenden Anteils sind noch 

nicht bekannt. Ausserdem müssen die Auswirkungen der USR III auf die Gemeindefinanzen 

eingehender geprüft werden. Die Finanzdirektion und die Direktion der Institutionen und der Land- 

und Forstwirtschaft haben eine direktionsübergreifende Arbeitsgruppe eingesetzt, die ihre Arbeit 

aufgenommen hat.  

In einem solchermassen ungewissen Kontext hat der Staatsrat seinen Massnahmenplan noch nicht 

definitiv beschlossen.  

2. Wenn ja, welche Massnahmen enthält er und wann werden sie bekannt gegeben und dann 

umgesetzt? 

Der Staatsrat hat folgende Massnahmen analysiert:  

> Abschaffung der kantonalen Steuerstatus; 

> Senkung des kantonalen Gewinnsteuersatzes, um wettbewerbsfähig zu bleiben;  

> Anrechnung der Gewinnsteuer auf der Kapitalsteuer und/oder Senkung des Kapitalsteuersatzes 

und/oder von der Art der Aktiven der Gesellschaft abhängiger Kapitalsteuersatz; 

> Einführung eines Lizenzboxen-Systems.  

Im April 2014 hat der Bundesrat das Eidgenössische Finanzdepartement mit der Ausarbeitung eines 

Gesetzesentwurfs zur USR III beauftragt. Nach den jüngsten verfügbaren Informationen sollte diese 

Vorlage am 15. September bekannt gemacht und bis 31. Dezember 2014 in die Vernehmlassung 

geschickt werden. Demzufolge will der Staatsrat seine Strategie im Dezember 2014 festlegen und 

sie anschliessend kommunizieren.  

Das Inkrafttreten der USR III ist frühestens auf den 1. Januar 2018 vorgesehen. Dieser Termin 

könnte sich aber je nach den international geführten Diskussionen, sowohl auf Ebene der EU als 

auch der OECD, noch ändern.  

8. September 2014 


